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Bei der Universitätsstadt Gießen ist 

zum nächstmöglichen Zeitpunkt die Stelle der/des

zu besetzen.

Nähere Informationen zu dem Aufgabengebiet, dem 

Anforderungsprofi l der angebotenen Stelle und den 

Bewerbungsmodalitäten (Bewerbungsschluss 

31. August 2017) erhalten Sie unter: 

www.giessen.de/Stellenangebote oder 

unter den Telefonnummern des Haupt- und 

Personalamtes 0641/306-1026 (Herr Tröller) 

0641/306-1039 (Herr Nachtigall). 

Online-Bewerbungen richten Sie bitte an 

bewerbung@giessen.de.

      Leiterin/Leiters des Hochbauamtes

Die Kommunen sind Aufgaben-

träger der Löschwasserversor-

gung. Anders als bei der Trink-

wasserversorgung handelt es 

sich dabei aber nicht um eine 

Aufgabe der Daseinsvorsor-

ge, sondern um einen Teil der 

Gefahrenabwehr. Allerdings 

konnte lediglich ein Drittel der 

geprüften Kommunen nach-

weisen, dass im Brandfall ih-

ren Feuerwehren ausreichend 

Löschwasser zur Verfügung 

steht. 

Regelmäßig wird die Lösch-

wasserversorgung leitungsge-

bunden über die Anlagen zur 

Trinkwasserversorgung ge-

währleistet. Eine Rechtspicht 

dazu besteht jedoch nicht. 

Maßgeblich ist vielmehr, dass 

im Brandfall entsprechend ho-

he Wassermengen mit einem 

ausreichenden Druck zur Ver-

fügung gestellt werden können. 

Das ist aber in kleinen Gemein-

den oft deswegen nicht der Fall, 

weil für den Zweck der Trink-

wasserversorgung möglichst 

kleine Dimensionierungen der 

Rohrleitungen zweckmäßig 

sind, um eine Stagnation von 

Wasser in den Leitungen und 

damit eine Verkeimungsgefahr 

zu vermeiden, während für 

die leitungsgebundene Lösch-

wasservorhaltung größere Di-

mensionierungen zwingend 

notwendig sind. Insofern muss 

durch eine konkrete Rohrnetz-

berechnung oder Druck- und 

Mengenmessungen zumindest 

an kritischen Stellen der Lösch-

wasserbedarf ermittelt werden. 

Diese Messungen konnten le-

diglich ein Drittel der unter-

suchten Gemeinden vorweisen. 

Konkrete Löschwasserbedarfs-

pläne lagen kaum vor. Des-

wegen war insbesondere in 

diesen Kommunen nicht klar, 

ob tatsächlich der geforderte 

Löschwasserbedarf aus dem 

Trinkwassernetz bereitgestellt 

werden kann oder ob es alterna-

tiver Lösungskonzepte bedarf 

(z. B.: Entnahme aus Fließge-

wässern mit ausreichender 

Wasserführung und entspre-

chenden Entnahmereichwei-

ten, separate Trockenleitun-

gen, Löschwasserteiche, nur 

für die Löschwasserversorgung 

weiter betriebene alte Speicher-

behälter und Zisternen aus 

ehemaligen Tankanlagen bis 

hin zu mobilen Löschwasser-

containern).

Trinkwasser- und Löschwas-

serversorgung stehen unab-

hängig nebeneinander und 

können sogar gemeinsam 

durch den Trinkwasserversor-

ger bedient werden. Allerdings 

dürfen die Kosten der Lösch-

wasserversorgung nicht in die 

Kalkulation der Wassergebüh-

ren einbezogen werden, denn 

nicht nur das Hessische Brand- 

und Katastrophenschutzge-

setz regelt eindeutig, dass die 

Personal- und Sachkosten der 

Löschwasserversorgung von 

den Kommunen und nicht von 

dem Gebührenzahler zu tra-

gen sind. Daran hielten sich 

jedoch lediglich rd. ein Viertel 

der untersuchten Kommunen. 

Knapp drei Viertel der Kommu-

nen handhabten es anders und 

belasteten damit ihre Bürger 

zusätzlich.

Lesen Sie mehr zum Thema 

“Sicherstellung der Löschwas-

serversorgung” im Kommunal-

bericht 2016, Hessischer Land-

tag, Drucksache 19/3908 vom 

2. Dezember 2016, S. 172 ff.

Kommunen müssen ihre Hand ins Feuer legen

von Dr. Ulrich Keilmann

Dr. Ulrich Keil-

mann leitet die 

Abteilung Über-

örtliche Prüfung 

kommunaler 

Körperschaften beim Hessischen 

Rechnungshof in Darmstadt.
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